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2. Änderungssatzung vom 06.08.2026 zur Allgemeinen 
Gebührensatzung des Kreises Lippe vom 25.03.2024 

 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), der §§ 1,2,4,5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 
S. 712) und des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) vom 
23.08.1999 (GV. NRW. S. 524) in den jeweils geltenden Fassungen hat der Kreistag des Kreises Lippe 
in seiner Sitzung am 06.07.2026 folgende 2. Änderungssatzung zur Allgemeinen Gebührensatzung des 
Kreises Lippe vom 25.03.2024 beschlossen: 
 
 
Artikel 1 
 
Der Gegenstand im Gebührentarif mit der laufenden Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
 

Lfd. Nr. Gegenstand Einheit Gebühr in € 

3 Gesundheitsrechtliche Angelegenheiten   

3.1  Amtliche Bescheinigungen, amtsärztliche 
und amtszahnärztliche Zeugnisse, 
Gutachten gemäß §§ 3 Abs. 5 und 18 des 
Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen (ÖGDG NRW) u. a. 

  
 

3.1.1 Befundschein, schriftliche Auskunft, Zeugnis 
ohne nähere gutachtliche Äußerung 

 
bis 

10,00 
30,00 

3.1.2 Zeugnisse über ärztlichen Befund und 
gutachterliche Stellungnahmen 
 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

¼ Stundensatz  
Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 

3.2 Gebührenpflichtige Leistungen nach dem 
Bestattungsgesetz NRW  

  

3.2.1 Entscheidungen und Bescheinigungen aus 
Anlass eines Todesfalles 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

¼ Stundensatz  
Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 

3.2.2 Durchführung von Leichenschauen nach dem 
Bestattungsgesetz NRW 
 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

¼ Stundensatz  
Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 
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3.3 Maßnahmen der infektionshygienischen 
Überwachung nach den §§ 23, 35 und § 36 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) in 
Verbindung mit § 15 ÖGDG NRW 
 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

¼ Stundensatz  
Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 

3.4 Überwachung von Schwimm- oder 
Badebecken nach § 39 IfSG und 
Überwachung der Badegewässer durch die 
untere Gesundheitsbehörde nach der 
Badegewässerverordnung vom 11. 
Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 138) in 
der jeweils geltenden Fassung 

  

3.4.1 Besichtigung der Schwimm- und Badebecken 
durch die untere Gesundheitsbehörde im 
Rahmen der Überwachung nach § 39 IfSG 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 

3.4.2 Probeentnahmen und Durchführung einer 
mikrobiologischen sowie physikalisch-
chemischen Untersuchung des Badewassers 
im Rahmen der Überwachung nach § 39 IfSG 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreise Lippe 

3.4.3 Besichtigungen, Probenahmen und Analysen 
der Proben im Rahmen der Überwachung 
nach § 3 Absatz 2 der 
Badegewässerverordnung 

je angefangene 
¼ Arbeitsstunde 

Berechnung nach 
dem Zeitaufwand 
gem. § 2 Abs. 3 
der Allgemeinen 
Gebührensatzung 
des Kreises Lippe 

 
 
Artikel 2  
 
Die 2. Änderungssatzung zur Allgemeinen Gebührensatzung des Kreises Lippe vom 25.03.2024 tritt am 
Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende 2. Änderungssatzung zur Allgemeinen Gebührensatzung des Kreises 
vom 25.03.2024 Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 5 Absatz 6 Kro NRW wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung  nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 

b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
 

c. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder  
 

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und 
damit die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  

 
 
 
Detmold, 06.08.2026  
 
Gez. 
 
 
 
 
Rainer Grabbe  
 
Allgemeiner Vertreter und Kreiskämmerer 

 


